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dass nach der russischen Erfahrung, wo der Bolschewismus nur dadurch gross 
werden konnte, weil er seinen Anhängern allein Existenzmittel bot, man nicht ein- 
sehen will, dass die einzige Möglichkeit, in Deutschland eine verhandlungsfähige 
Regierung für den Friedensschluss zu erhalten, verpasst wird, dank der oben ge­
schilderten Uneinigkeit unter den Alliierten. Jedes Kind kann ja  einsehen, dass die 
Spartakisten nur deswegen Anhänger bekommen, weil dieselben glauben, nach 
russischem Muster dem Hungertode nur auf diese Weise entgehen zu können.

Als einzige Zeitung hat bloss die «Humanité» kürzlich gewagt, die Situation 
klar zu sehen als sie schrieb: «Quand nos réactionnaires cesseront-ils de croire 
que la révolution allemande est un bluff?» Les «réactionnaires» sind aber leider 
blind und die auf sie sich stützenden Regierungen ebenfalls. Kein Mensch, mit 
dem wir Zusammenkommen, würde den Absatz 4) Ihres Briefes an unsere Dele­
gation vom l.M ä rz 1 hier verstehen.

Sollte sich Ende dieser Woche zeigen, dass die verschiedenen «Studien» in den 
Ministerien uns für eine Woche wieder lahmlegen, so wären wir beinahe der 
Meinung, wieder für einige Tage nach Bern zu kommen und mündlich über die 
Situation zu berichten, denn wenn wir noch 14 Tage unter solchen Umständen 
hier bleiben, sind unsere Nerven ernstlich bedroht.

1. Cf. n° 212.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, Ph. Mercier, 
au Chef du Département de Justice et Police, E. Müller

L  VIII/S Berlin, 6. März 1919

In einem Schreiben B/Sp. vom 20. Februar 1919 der Zentralstelle für Frem den­
polizei lese ich folgenden Passus:

«Bei diesem Anlasse bemerken wir, dass wir für Frühjahr und Sommer eine E r­
leichterung der Einreisebewilligung für ausländische Kurgäste in Aussicht genom­
men haben. Es werden voraussichtlich auch wieder Vergnügungsreisende und 
Sportsleute nach der Schweiz kommen können. Ein demnächst ergehendes Kreis­
schreiben wird Sie übrigens über diesen Punkt noch aufklären.»

Aus diesen Zeilen erhalte ich den Eindruck, dass die Verhältnisse in Deutsch­
land bei der Zentralstelle für Fremdenpolizei allzu optimistisch beurteilt werden. 
Die Situation wird, wie schon weiter oben bemerkt, immer ungünstiger, und wenn 
die Schweiz die Einreise für Frühjahr und Sommer erleichtert, so kann ich mir 
nicht vorstellen, wie es ihr gelingen wird, sich den Bolschewismus vom Halse zu 
halten.

Ich verkenne die Notlage der schweizerischen Hotelerie, unter der ich persön­
lich als Aktionär und Obligationär auch zu leiden habe, keineswegs, doch erlaube 
ich mir der Meinung Ausdruck zu geben, die Bekämpfung des Bolschewismus sei
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wichtiger als die sofortige Förderung der Hotelerie. Es ist eben nicht ausser acht zu 
lassen, dass der Bolschewismus alles ruiniert und dass er, falls er in der Schweiz 
Fuss fassen sollte, auch den Untergang der Hotelindustrie bedeuten würde.

Meines Erachtens müssen die Grenzen so hermetisch als möglich geschlossen 
bleiben bis die Gefahr des Bolschewismus vorbei ist.

Sollte die Entente die Hungerblockade bald aufheben und auch Lebensmittel 
liefern, so kann Deutschland eventuell die Schweiz vor dem Weitergreifen dieser 
aus dem Osten stammenden Seuche bewahren. Erst dann dürfte es an der Zeit 
sein, mit Bezug auf die Erteilung von Einreisebewilligungen liberaler vorzugehen.
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L ’Association des Représentants de la Banque en Suisse 
au Chef du Département des Finances et des Douanes, G. Motta

L  Basel, 7. März 1919

Wir erlauben uns, Ihre Aufmerksamkeit auf die Tatsache zu lenken, dass ver­
schiedene Gerüchte bezüglich angeblicher Absichten der Entente betr. die Vermö­
gensansprüche deutscher Staatsangehöriger in der Schweiz im Umlauf sind und 
in weiten Kreisen eine grosse Beunruhigung hervorrufen. So wird behauptet, dass 
von der französischen Regierung geplant sei, die schweizerischen Banken an der 
Auszahlung von Guthaben und an der Herausgabe von Depots an Deutsche zu 
hindern. Die Verwirklichung solcher Pläne würde zweifellos einen schweren Ein­
griff in die Souveränitätsrechte der Eidgenossenschaft bedeuten und wäre mit der 
Neutralität unseres Landes nicht vereinbar.

Wir haben vorläufig keinen Anlass, den erwähnten Gerüchten Glauben zu 
schenken, und es ist uns bekannt, dass kürzlich in einer Notiz der «Frankfurter 
Zeitung» (No. 150 vom 25.Februar) die herumgebotenen Behauptungen als voll­
kommen unbegründet bezeichnet worden sind. Immerhin mahnt uns eine seiner 
Zeit in der Presse erschienene Mitteilung zum Aufsehen, wonach anlässlich der 
Erneuerung des Waffenstillstands vom 17. Januar dem Vertrage folgende Finanz­
klausel beigefügt worden sein soll:

1) Deutschland verpflichtet sich, in keiner Weise über seine Goldreserven, seine 
Wertpapiere und Guthaben in fremden Ländern zu verfügen, und zwar gleichviel, 
ob diese Werte der Regierung, öffentlichen Banken, Gesellschaften oder Privat­
personen gehören.

2) Deutschland verpflichtet sich, in Übereinstimmung mit den alliierten Regie­
rungen, die nötigen Massnahmen zu treffen, um:

a) möglichst schnell die Bedingungen zu regeln, unter welchen die interessierten 
Parteien in der Lage sein werden, die in den besetzten Gebieten gestohlenen oder 
verlorenen Werte zurückzuerhalten,
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